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/ANTRAG AUF TRINKWASSERVERSORGUNG|

fGWBS

©®  AnzuschlieBendes Gebaude / Grundstiick
‘ ‘ Gas-und Wasserwerke
Bous-Schwalbach GmbH
StraRe, Haus-Nr. bzw. Flur, Flurstlick, Gemarkung
Postleitzahl , Ort
(2] Kunde / Antragssteller: Tel
Postanschrift )
Name, Vorname
‘ Strale, Haus-Nr. ‘
Postleitzahl, Ort
(3) Es sollen iiber den Trinkwasserhausanschluss versorgt werden:
Anzahl der Wohnungen I:I
3.1 Art der Anlagen Anzahl Gesamt [ Neuanschluss *) [ Anderung / Umlegung
Nach dem DVGW Arbeitsblatt GW 0190 und der VDE Sicherheitsvor-
schrift 0190 ist die Benutzung der Wasserleitungen zur Erdung elektri-
scher Anlagen nicht erlaubt.
Der Einbau einer Druckerhéhungsanlage ist mit den technischen Daten
den GWBS anzuzeigen.
*) Dem Antrag bitte einen Ubersichtsplan und einen Bauplan mit
Summe: gewiinschter Leitungsfiihrung beifiigen
@ Ich verpflichte mich, die genannte(n) Trinkwasseranlage(n) gemaR den giiltigen Bestimmungen der AVB-WasserV, der TRWI, den anerkannten Regeln der Technik, sowie
den technischen Anschlussbedingungen der GWBS durch ein Vertragsinstallationsunternehmen (VIU) auszufiihren zu lassen.
Vertragsinstallationsunternehmen VIU (Name) VIU-Vertragsnummer
StraRe, Haus-Nr., PLZ, Ort Telefon
@  Mitder Ausfiihrung und dem Betrieb der Anschluss- und Installationsanlage(n) auf meinem Grundstick bin ich, unter Anerkennung der AVB-WasserV, einverstanden.
Grundstiickseigentiimer (Name, Strae, Haus-Nr., Ort) Telefon
Ort, Datum Unterschrift des Grundstiickseigentiimers
@ Die Lieferbedingungen und die AVB-WasserV stehen bei den GWBS zur Einsicht zur Verfiigung. Daten aus dem Trinkwasserversorgungsvertrag werden zum Zwecke der
Datenverarbeitung gespeichert.
L Ich / wir verpflichte(n) mich / uns, innerhalb eines Jahres nach Herstellung des Hausanschlusses die Trinkwasserversorgung aufzunehmen.
[s) Die hinter der Hauptabsperreinrichtung durchzufiihrenden Arbeiten diirfen nur durch ein zugelassenes Vertragsinstallationsunternehmen nach den DVGW-Richtlinien und
DIN-Vorschriften ausgefiihrt werden.
Ort, Datum Unterschrift des Antragstellers
©  wird von den GWBS ausgefiillt
Berechnungslange ab Stralenmitte bis HAE m Angebot an Antragssteller: am:
Gemeinsame Verlegung mit Erdgas jald nein (] Uberahmebestétigung zurlick: ~ am:
Kostenermittlung: Pauschale € Vorauszahlung bezahlt: am:
Mehrlange mx €m € Anschluss hergestellt: am:
Gesamt: € Komm. Nr.
Vermerke:
Dem Antrag wird zugestimmt [ nicht zugestimmt []
Datum, Unterschrift GWBS
Bei Riickfragen: @& (06834) 85-130 03/2006

Gas- und Wasserwerke Bous-Schwalbach GmbH, Saarbriicker Strae 195, 66359 Bous, Telefon: (06834) 85-0, Telefax: (06834) 85-145, www.gwbs.de; info@gwbs.de
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Wenn die Installation abweichend vom Antrag auf Trinkwasserversor-
gung erstellt wurde, ist ein neuer Antrag zu stellen

Hinweis:

Mit dem Antrag auf Inbetriebsetzung ist in Absprache mit den GWBS
ein Strangschema einzureichen

Gas- und Wasserwerke
Bous-Schwalbach GmbH
Postfach 11 52

66353 Bous

Antrag auf Inbetriebsetzung einer Trinkwasseran-
lage flr nachstehend beschriebene(n) Anlage(n)

(1) Anzuschliefendes Geb&ude / Grundstick

StraRe, Haus-Nr. bzw. Flur, Flurstlick, Gemarkung

Postleitzahl , Ort

(2] Kunde / Antragssteller:

Tel.

Name, Vorname

Strale, Haus-Nr.

Postleitzahl, Ort

(3) Die Trinkwasseranlage(n) ist (sind) gemaR den giiltigen baurechtlichen Bestimmungen, den anerkannten Regeln der Technik sowie den technischen Anschlussbe-
dingungen der GWBS erstellt worden. Die Anlage(n) wurde(n) der vorgeschriebenen Prifung nach DIN 1988 unterzogen und fiir dicht befunden. Die installierten

Materialien entsprechen, soweit dies erforderlich ist, den fiir sie giltigen Normen und Richtlinien und sind entsprechend gekennzeichnet.

Der Einbau des Zahlers kann ab nach Terminabsprache vorgenommen werden. Die Inbetriebsetzung erfolgt danach durch

das Vertragsinstallationsunternehmen.

Ort, Datum Verantwortlicher Fachmann

Unterschrift und Stempel des VIU

(4) Der Kunde / Antragsteller bezieht und die GWBS liefern zu den jeweiligen Allgemeinen Bedingungen Wasser fiir den in diesem Antrag angegebenen Bedarf. Mit

seiner Unterschrift bestatigt der Kunde / Antragsteller den Vertragsabschluss

Ort, Datum

Unterschrift des Kunden / Antragstellers

@®  wird von den GWBS ausgefiillt

Die vom Vertragsinstallateur fertig gemeldete(n) Anlage(n) kann (kénnen) in Betrieb genommen werden.

a0l

nein (]

Ort, Datum

Unterschrift GWBS

Bei Riickfragen: ‘& (06834) 85-130

03/2006

Gas- und Wasserwerke Bous-Schwalbach GmbH, Saarbriicker Strae 195, 66359 Bous, Telefon: (06834) 85-0, Telefax: (06834) 85-145, www.gwbs.de; info@gwbs.de







(Anlage zur ,,Fertigmeldung auf Inbetriebsetzung einer Trinkwasseranlage*)

Wasserinstallation nach DIN 1988/TRWI Datum:

|vom Vertragsinstallateur (VIU) auszufiillen |

GeméR Auftrag wurden folgende Anlagenteile installiert:

Baustelle:

Ort, Stralle

Bauherr:

Name, Vorname

Typ Fabrikat

RickfluBverhinderer

Rohrtrenner

Strangbelifter

Einzelsicherung

Druckminderer

Feinfilter

Leitungen Stahl verzinkt

oo |jogo|jo;o|o0o|a4d

Leitungen Kupfer

[ Leitungen Kunststoff

1 Warmwasser Zentralversorgung

1 Warmwasser Einzelversorgung

Ort, Datum Vertragsinstallationsunternehmen
(Stempel u. Unterschrift)

Gas- und Wasserwerke Bous-Schwalbach GmbH, Saarbriicker Strae 195, 66359 Bous, Telefon: (06834) 85-0, Telefax: (06834) 85-145, www.gwbs.de; info@gwbs.de
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Merkblatt Inbetriebsetzung einer Trinkwasseranlage und deren

bestimmungsgemaRer Betrieb

Die Inbetriebsetzung einer Trinkwasseranlage kann friihestens dann erfolgen, wenn:

1. Der Anlagenersteller ( VIU ) den Inbetriebsetzungsantrag einer Trinkwasseranlage bei den GWBS
eingereicht hat ( Vorlaufzeit min. 1 Arbeitstag )

2. Die Trinkwasseranlage betriebsbereit fertiggestellt ist

3. Normen und Richtlinien eingehalten worden sind und die Bauteile dementsprechende Kennzeichnung
aufweisen ( CE oder DVGW ).

4. Keine sonstigen Bedenken hinsichtlich des sicheren Betriebes bestehen ( z.B. unzuldssige Verbindung
zwischen Trinkwasser- und Nichttrinkwasserleitung )

5. Der bestimmungsgemale Betrieb gewahrleistet ist

Unmittelbar nach dem Einbau des Zahlers, erfolgt das Inbetriebsetzen der Kundenanlage und die
Einweisung fiir den Betreiber, durch das Installationsunternehmen.

Diese Vorgehensweise ist sowohl bei Erstinbetriebnahmen als auch bei Wiederinbetriebnahmen zu beachten !

Ist einer der o.g. Punkte nicht erfiillt, wird kein Wasserzahler installiert !

( Wahrend der Bauphase besteht die Moglichkeit, durch die GWBS, einen Bauwasserzahler zu installieren )



%WBS

Hinweise BestimmungsgemaRer Betrieb Trinkwasseranlage

Quellen:
Techn. Regeln fiir Trinkwasserinstallationen DIN EN 806-5
Abs. 7:

Installationen, die nach ihrer Fertigstellung nicht innerhalb von 7 Tagen in Betrieb genommen oder die langer
als 7 Tage stillgelegt werden, sind entweder an der Hauptabsperrarmatur abzusperren und zu entleeren oder
das Wasser ist regelmaRig zu erneuern.

Tabelle 1: Maftinahmen bei Betriebsunterbrechung

Dauer der Nichtnutzung
der Trinkwasserinstallation

Wiederinbetriebnahme

ldnger als 3 Tage

Offnen aller Entnahmearmaturen,
vollstandigen Wasseraustausch herstellen.

ldnger als 4 Wochen

* Einfamilienhaus: Schlieen der Absperr-
armatur hinter der Wasserzdhleranlage

* Mehrfamilienhaus: Schliefien der Stock-
werksarmaturen

Offnen der Absperrarmaturen und aller
Entnahmearmaturen in dem abgestellten
Bereich,

vollstdandigen Wasseraustausch herstellen.

ldnger als 6 Monate

¢ Einfamilienhaus: Schlieffen der Absperr-
armaturen hinter der Wasserzdhleranlage

* Mehrfamilienhaus: Schlief3en der Stock-
werksarmaturen

Offnen der Absperrarmaturen und aller
Entnahmearmaturen in dem abgestellten
Bereich,

vollstdandigen Wasseraustausch herstellen.

Empfehlung:

Wasserprobe aus einer Entnahmestelle in
dem abgestellten Bereich entnehmen und
mikrobiologische Kontrolluntersuchung
durchfiihren lassen.

Spulmatnahmen oder Desinfektionsmafinah-
men durchfiihren lassen, falls unzuldssige
mikrobiologische Belastungen festgestellt
werden.

Inbetriebnahme und Nutzung erst dann,
wenn einwandfreie Ergebnisse vorliegen.

Dauerhafte Nichtnutzung

Abtrennen der Anschlussleitungen direkt an
den Versorgungsleitungen, Wiederinbetrieb-
nahme nur durch Vertragsinstallationsunter-
nehmen.




VDI/DVGW 6023 Hygiene in Trinkwasser-Installationen
Anforderungen an Planung, Ausfiihrung, Betrieb und Instandhaltung

Die Richtlinie gilt flr alle Trinkwasser-Installationen auf Grundstiicken und in Gebauden; sie soll sinngemaR fiir
alle anderen Trinkwasser-Installationen angewendet werden, insbesondere auch mobile Anlagen, z.B. auf
Wasserfahrzeugen. Sie gibt Hinweise fiir die Planung, Errichtung, Inbetriebnahme, Nutzung, Betriebsweise und
Instandhaltung aller Trinkwasser-Installationen.

Auszug:

Entnahmestellen diirfen nur noch dann geplant werden , wenn deren Nutzung innerhalb von 72 Stunden
gewadbhrleistet ist!

Befullung der Trinkwasser-Installation (Grundsatze)

* Die Beflllung der Trinkwasser-Installation darf nur Gber einen ordnungsgemal hergestellten
und ausreichend gespllten Hausanschluss durch dauerhaft eingebaute Trinkwasserleitungen
mit filtriertem Trinkwasser erfolgen. (Filter nach DIN EN 13443-1 und DIN 19628)

¢ Die Befiillung der Trinkwasserinstallation muss mit filtriertem Trinkwasser erfolgen.
* Mit der Erstbefiillung hat der bestimmungsgemafie Betrieb zu beginnen

* Ist der bestimmungsgemale Betrieb noch nicht sichergestellt, so ist er durch den Betreiber zu
simulieren (z. B. durch einen regelmafiigen Wasseraustausch an Entnahmestellen).

Quellen: DIN EN 806-4; DIN 1988-200; VDI/DVGW 6023; DVGW W 557

Bei Riickfragen stehen wir lhnen gerne zur Verfiigung

Tel. 06834 — 85 130






Mustervorlage Plane (Bitte dem Antrag beilegen.)
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Mustervorlage Plane (Bitte dem Antrag beilegen.)
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Mustervorlage Plane (Bitte dem Antrag beilegen.)
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Allgemeine Bedingungen fur die Versorgung mit

Wasser aus dem Versorgungsnetz der GWBS GmbH

fGas- und

Wasserwerke
Bous-Schwalbach GmbH

Anlage Il zur AVBWasserV

- Kosten fiir die Herstellung und Veranderung des Wasserhausanschlusses -
(gliltig ab 01. Juli 2020)

Vertragsabschluss

Die Gas- und Wasserwerke Bous-Schwalbach GmbH (GWBS) schlieBen den
Versorgungsvertrag mit dem Eigentlimer des anzuschlieBenden Grundstu-
ckes ab. In Ausnahmeféllen kann der Vertrag auch mit dem Nutzungsberech-
tigten z. B. Mieter, P&chter, Erbbauberechtigten, NieBbraucher abgeschlos-
sen werden.

Tritt an die Stelle eines Hauseigentlimers eine Gemeinschaft von Wohnungs-
eigentimern im Sinne des Wohnungseigentumsgesetzes vom 15.03.1951,
so wird der Versorgungsvertrag mit der Gemeinschaft der Woh-
nungseigentiimer abgeschlossen. Jeder Wohnungseigentimer haftet als
Gesamtschuldner. Die Wohnungseigentimergemeinschaft verpflichtet sich,
den Verwalter oder eine andere Person zu bevollmé&chtigen, alle Rechtsge-
schafte, die sich aus dem Versorgungsvertrag ergeben, mit Wirkung fiir und
gegen alle Wohnungseigentiimer mit den GWBS abzuschlieBen und perso-
nelle Anderungen, die Haftung der Wohnungseigentimer berihren, den
GWBS unverziiglich mitzuteilen. Wird ein Vertreter nicht benannt, so sind die
an einen Wohnungseigentimer abgegebenen Erklarungen der GWBS auch
fir die Ubrigen Eigentlimer rechtswirksam. Das gleiche gilt, wenn das
Eigentum an dem versorgten Grundstiick mehreren Personen gemeinschaft-
lich zusteht (Gesamthandeigentum und Miteigentum nach Bruchteilen).

Antrag auf Wasserversorgung

Der Antrag auf Wasserversorgung und die Herstellung des Hausanschlusses

muss auf einem bei den GWBS erhéltlichen Vordruck von dem Grund-

stlickseigentimer gestellt werden. Dem Antrag sind ein Ergdnzungsplan mit

Eintragung des Gebaudes sowie eine Bauzeichnung mit Kellergrundriss bei-

zufligen aus der ersichtlich ist, an welcher Stelle der Hausanschluss in das

Gebéaude eingefiihrt werden soll. Insbesondere sind folgende Angaben zu

machen:

a) Gerateausstattung der Wohnungen unter Angabe der einzelnen An-
schlusswerte bzw. des maximalen stiindlichen Wasserbedarfs.

b) bei gewerblichen, industriellen und sonstigen Vorhaben, die Anschluss-
werte der vorgesehenen Verbrauchseinrichtungen bzw. der maximale
stiindliche Wasserbedarf.

Hausanschluss

Jedes Grundstiick oder jedes Haus muss einen eigenen Anschluss an die
Versorgungsleitung haben. Als Grundstlick gilt ohne Rucksicht auf die
Grundbuchbezeichnung jeder zusammenhdngende Grundbesitz, der eine
selbststandige wirtschaftliche Einheit bildet. Befinden sich auf dem
Grundstiick mehrere zum dauernden Aufenthalt von Menschen bestimmte
Gebaude, so kénnen die GWBS fir jedes dieser Gebaude insbesondere
dann, wenn ihnen eine eigene Hausnummer zugeteilt ist, die fir Grundstiicke
maBgeblichen Bedingungen anwenden. Grundsatzlich erhdlt jedes
Grundsttick nur einen Hausanschluss. Entsprechen die GWBS in besonders
gelagerten Féllen dem Antrag auf Herstellung eines zweiten
Hausanschlusses, so hat der Anschlussnehmer fiir diesen die tatséchlichen
Herstellungskosten zu erstatten. Der Abnehmer erstattet den GWBS die
Kosten fir die Erstellung des Hausanschlusses.

Fir die Herstellung eines Wasserhausanschlusses bis einschl. 12" -bei Lei-
tungsquerschnitten tber 12" erfolgt die Berechnung nach Aufwand- werden
folgende Kosten berechnet:

3.1 Fir den Anschluss an die Versorgungsleitung, die Verlegung der
Hausanschlussleitung einschl. Tiefbauarbeiten bis zur Hauptabsperrein-
richtung, die Hauseinflihrung (1 Mauerdurchbruch) und die Hauptab-
sperreinrichtung, unabhangig von der Lange der Hausanschlussleitung
und der Lage der Versorgungsleitung: Pauschal 1.312,50€ (1.250,00
€).

3.2 Uberschreitet die Entfernung von StraBenmitte bis zur Hauptab-
sperreinrichtung die L&nge von 6,00 m, so werden unabhéngig von der
tatsachlichen verlegten Rohrlange je angefangene Meter Mehrlange zu-
sétzlich 73,50 € (70,00 €) berechnet.

Kosten fir zusatzliche Mauer- und Deckendurchbriiche werden nach Auf-
wand berechnet.

Fir die Umanderung des Hausanschlusses, die durch eine Anderung oder
Erweiterung der Anlage des Anschlussnehmers erforderlich oder aus
anderen Grinden von ihm veranlasst werden, sind vom Anschlussnehmer
die Herstellkosten zu erstatten. Dies gilt auch fiir Anschilsse, die
vorlibergehenden Zwecken dienen und deren spétere Beseitigung (z.B. fur
Baustellen, Schausteller usw. und Versorgungsanlagen auBerhalb der be-
bauten Ortslage). Sollen auf Grund einer Gesamtplanung Wohngebiete,
Gewerbegebiete, Siedlungen oder dergleichen an das Leitungsnetz
angeschlossen werden, kdnnen abweichende Sondervereinbarungen

10

1

12

getroffen werden; dies gilt ebenfalls fir Gewerbe- und Industrieanschliisse
sowie groBere Wohneinheiten.

Die Erdarbeiten auf dem Grundstlick des Anschlussnehmers werden durch
die GWBS oder deren Beauftragte durchgefiihrt. Sie werden sich bemihen
die Beschadigung der evtl. befestigten oder bepflanzten Oberflachen mdg-
lichst gering zu halten. Die Wiederherstellung der Oberflachen auBerhalb des
offentlichen Verkehrsraumes und die gartnerische Rekultivierung obliegen
dem Anschlussnehmer. Der Anschlussnehmer hat die baulichen Vorausset-
zungen fir die sichere Errichtung des Hausanschlusses, sowie die Raumlich-
keiten fir die Hauptabsperrvorrichtung und die Messeinrichtung zu schaffen.
Eine Uberbauung und Uberpflanzung des Hausanschlusses ist nicht
statthaft. Die Freilegung der Hausanschlussleitung muss zu notwendi-
gen Unterhaltungs-, Reparatur- und Instandsetzungsarbeiten stets ohne
Behinderung méglich sein. Entstehende Mehrkosten durch Befestigung
der Hausanschlusstrasse sind vom Kunden zu tragen.

Allgemeines
Mit der Verlegung des Hausanschlusses sind die GWBS berechtigt, auf dem
Grundstlick und an den Gebauden Hinweisschilder anzubringen.

Messeinrichtungen an der Grundstiicksgrenze

Nach § 11 Abs. 1 Nr. 2 kdnnen die GWBS die Anbringung eines Wasserzah-
lerschachtes u.a. verlangen, wenn die Anschlussleitung unverhéltnisméaBig
lang ist. Unverhaltnismé&Big lang im Sinne von § 11 Abs. 1 Ziffer 2 ist die An-
schlussleitung dann, wenn sie ab StraBenmitte eine Lange von 15 m iber-
schreitet.

Kundenanlage
Schaden an der Kundenanlage miissen ohne Verzug beseitigt werden.

Inbetriebsetzung

Die Inbetriebsetzung des Hausanschlusses sowie der erstmalige Einbau des
Wasserzahlers ist mit den Pauschalkosten gemé&B Ziffer 3.1 abgegolten.
Wenn die Anlage nach AuBerbetriebnahme, z.B. wegen Anderung, Erweite-
rung, Erhéhung des Anschlusswertes erneut angeschlossen oder in Betrieb
genommen wird, werden alle hierdurch entstandenen Kosten einschl. Ver-
waltungsaufwand, mindestens jedoch 80,85 € (77,00 €) je Messeinrichtung
berechnet. Gleiches gilt, wenn die erstmalige Inbetriebsetzung aus von den
GWBS nicht zu vertretenden Griinden nicht mdglich ist.

Die Inbetriebsetzung des Hausanschlusses erfolgt erst, wenn alle Kosten fiir
die Erstellung oder Anderung des Hausanschlusses erstattet sind.

Verlegung von Messeinrichtungen
Verlegungskosten nach § 18 Abs. 2 sind nach dem tatsachlichen Aufwand zu
erstatten.

Zahlung, Zahlungsverzug

Eine endgliltige Rechnungserteilung erfolgt nach Fertigstellung des An-
schlusses mit den jeweils am Tage der Ausfiihrung geltenden Kosten geman
Ziffer 3.

Die Hausanschlusskosten und sonstige Leistungsentgelte werden nach Fer-
tigstellung des Hausanschlusses féllig; sie sind innerhalb 14 Tagen nach
Rechnungsstellung ohne Abzug zu zahlen.

Fir jede schriftiche Mahnung wird unbeschadet des Anspruches auf ge-
setzliche Verzugszinsen ein Betrag von 2,60 € berechnet.

Auskiinfte
Die GWBS sind berechtigt, den Gemeinden Bous und Schwalbach fir die
Berechnung ihrer Entwésserungsgebihren den Wasserbezug des Kunden
mitzuteilen.

Aufrechnung
Gegen Anspriiche der GWBS kann nur mit unbestrittenen oder rechtskréftig
festgestellten Gegenanspriichen aufgerechnet werden.

Umsatzsteuer

In allen Preisen die der Umsatzsteuerpflicht unterliegen, ist die Mehr-
wertsteuer in der jeweils gesetzlich festgelegten Hohe (z.Zt. 5 %) ent-
halten.

(...) = Nettopreise

(07.2020)






Verordnung lber Allgemeine Bedingungen fiir die
Versorgung mit Wasser (AVBWasserV)

AVBWasserV Ausfertigungsdatum: 20. Juni 1980

,Verordnung Uber Allgemeine Bedingungen fiir die Versorgung mit Wasser vom 20. Juni 1980 (BGBI. | S. 750, 1067), die zuletzt durch Artikel 8 der Verordnung
vom 11. Dezember 2014 (BGBI. | S. 2010) geandert worden ist* Stand: Zuletzt gedndert durch Art. 8 V v. 11. Dezember 2014 | 2010

Auf Grund des § 27 des Gesetzes zur Regelung des Rechts der All-
gemeinen Geschaftsbedingungen vom 9. Dezember 1976 (BGBI. | S.
3317) wird mit Zustimmung des Bundesrates verordnet:

§ 1 Gegenstand der Verordnung

(1) Soweit Wasserversorgungsunternehmen fiir den AnschiuB an
die 6ffentliche Wasserversorgung und fiir die 6ffentliche Versorgung mit
Wasser Vertragsmuster oder Vertragsbedingungen verwenden, die fir
eine Vielzahl von Vertragen vorformuliert sind (allgemeine Versorgungs-
bedingungen), gelten die §§ 2 bis 34. Diese sind, soweit Absatz 3 und
§ 35 nichts anderes vorsehen, Bestandteil des Versorgungsvertrages.

(2) Die Verordnung gilt nicht fur den AnschluB und die Versorgung
von Industrieunternehmen und Weiterverteilern sowie firr die Vorhal-
tung von Léschwasser.

(3) Der Vertrag kann auch zu allgemeinen Versorgungsbedingun-
gen abgeschlossen werden, die von den §§ 2 bis 34 abweichen, wenn
das Wasserversorgungsunternehmen einen VertragsabschluB zu den
allgemeinen Bedingungen dieser Verordnung angeboten hat und der
Kunde mit den Abweichungen ausdriicklich einverstanden ist. Auf die
abweichenden Bedingungen sind die §§ 305 bis 310 des Burgerlichen
Gesetzbuchs anzuwenden.

(4) Das Wasserversorgungsunternehmen hat seine allgemeinen Ver-
sorgungsbedingungen, soweit sie in dieser Verordnung nicht abschlie-
Bend geregelt sind oder nach Absatz 3 von den §§ 2 bis 34 abweichen,
einschlieBlich der dazugehérenden Preisregelungen und Preislisten in
geeigneter Weise 6ffentlich bekanntzugeben.

§ 2 VertragsabschluBB

(1) Der Vertrag soll schriftlich abgeschlossen werden. Ist er auf an-
dere Weise zustande gekommen, so hat das Wasserversorgungsun-
ternehmen den VertragsabschluB dem Kunden unverziiglich schriftlich
zu bestéatigen. Wird die Bestétigung mit automatischen Einrichtungen
ausgefertigt, bedarf es keiner Unterschrift. Im Vertrag oder in der Ver-
tragsbestatigung ist auf die allgemeinen Versorgungsbedingungen hin-
zuweisen.

(2) Kommt der Vertrag dadurch zustande, da Wasser aus dem Ver-
teilungsnetz des Wasserversorgungsunternehmens entnommen wird,
so ist der Kunde verpflichtet, dies dem Unternehmen unverziiglich mit-
zuteilen. Die Versorgung erfolgt zu den fir gleichartige Versorgungsver-
héltnisse geltenden Preisen.

(3) Das Wasserversorgungsunternehmen ist verpflichtet, jedem
Neukunden bei VertragsabschluB sowie den ubrigen Kunden auf Ver-
langen die dem Vertrag zugrunde liegenden allgemeinen Versorgungs-
bedingungen einschlieBlich der dazugehérenden Preisregelungen und
Preislisten unentgeltlich auszuhéandigen.

§ 3 Bedarfsdeckung

(1) Das Wasserversorgungsunternehmen hat dem Kunden im Rah-
men des wirtschaftlich Zumutbaren die Méglichkeit einzurdumen, den
Bezug auf den von ihm gewlinschten Verbrauchszweck oder auf einen
Teilbedarf zu beschréanken. Der Kunde ist verpflichtet, seinen Wasser-
bedarf im vereinbarten Umfange aus dem Verteilungsnetz des Wasser-
versorgungsunternehmens zu decken.

(2) Vor der Errichtung einer Eigengewinnungsanlage hat der Kunde
dem Wasserversorgungsunternehmen Mitteilung zu machen. Der Kun-
de hat durch geeignete MaBnahmen sicherzustellen, daB von seiner
Eigenanlage keine Rickwirkungen in das offentliche Wasserversor-
gungsnetz mdglich sind.

§ 4 Art der Versorgung

(1) Das Wasserversorgungsunternehmen stellt zu den jeweiligen
allgemeinen Versorgungsbedingungen einschlieBlich der dazugehdéren-
den Preise Wasser zur Verfligung.

(2) Anderungen der allgemeinen Versorgungsbedingungen werden
erst nach 6ffentlicher Bekanntgabe wirksam. Dies gilt auch flr die da-
zugehdrenden Preise, sofern sie nicht dem Kunden im Einzelfall mit-
geteilt werden.

(3) Das Wasser muB den jeweils geltenden Rechtsvorschriften und
den anerkannten Regeln der Technik fir die vereinbarte Bedarfsart
(Trink- oder Betriebswasser) entsprechen. Das Wasserversorgungsun-
ternehmen ist verpflichtet, das Wasser unter dem Druck zu liefern, der
fur eine einwandfreie Deckung des Ublichen Bedarfs in dem betreffen-
den Versorgungsgebiet erforderlich ist. Das Unternehmen ist berech-
tigt, die Beschaffenheit und den Druck des Wassers im Rahmen der
gesetzlichen und behdrdlichen Bestimmungen sowie der anerkannten
Regeln der Technik zu andern, falls dies in besonderen Fallen aus wirt-
schaftlichen oder technischen Griinden zwingend notwendig ist; dabei
sind die Belange des Kunden mdglichst zu beriicksichtigen.

(4) Stellt der Kunde Anforderungen an Beschaffenheit und Druck
des Wassers, die Uber die vorgenannten Verpflichtungen hinausgehen,
so obliegt es ihm selbst, die erforderlichen Vorkehrungen zu treffen.

§ 5 Umfang der Versorgung, Benachrichtigung
bei Versorgungsunterbrechungen

(1) Das Wasserversorgungsunternehmen ist verpflichtet, Wasser im
vereinbarten Umfang jederzeit am Ende der AnschluBleitung zur Verfu-
gung zu stellen. Dies gilt nicht

1. soweit zeitliche Beschrénkungen zur Sicherstellung der &ffentli-
chen Wasserversorgung erforderlich oder sonst vertraglich vorbehalten
sind,

2. soweit und solange das Unternehmen an der Versorgung durch
héhere Gewalt oder sonstige Umsténde, deren Beseitigung ihm wirt-
schaftlich nicht zugemutet werden kann, gehindert ist.

(2) Die Versorgung kann unterbrochen werden, soweit dies zur Vor-
nahme betriebsnotwendiger Arbeiten erforderlich ist. Das Wasserver-
sorgungsunternehmen hat jede Unterbrechung oder UnregelméBigkeit
unverziglich zu beheben.

(3) Das Wasserversorgungsunternehmen hat die Kunden bei einer
nicht nur fiir kurze Dauer beabsichtigten Unterbrechung der Versor-
gung rechtzeitig in geeigneter Weise zu unterrichten. Die Pflicht zur
Benachrichtigung entféllt, wenn die Unterrichtung

1. nach den Umstanden nicht rechtzeitig mdglich ist und das Unter-
nehmen dies nicht zu vertreten hat oder

2. die Beseitigung von bereits eingetretenen Unterbrechungen verzo-
gern wirde.

§ 6 Haftung bei Versorgungsstorungen

(1) Fur Schaden, die ein Kunde durch Unterbrechung der Wasser-
versorgung oder durch UnregelmaBigkeiten in der Belieferung erleidet,
haftet das ihn beliefernde Wasserversorgungsunternehmen aus Vertrag
oder unerlaubter Handlung im Falle

1. der Toétung oder Verletzung des Korpers oder der Gesundheit des
Kunden, es sei denn, daB der Schaden von dem Unternehmen oder
einem Erfiillungs- oder Verrichtungsgehilfen weder vorsatzlich noch
fahrlassig verursacht worden ist,

2. der Beschadigung einer Sache, es sei denn, daB der Schaden we-
der durch Vorsatz noch durch grobe Fahrldssigkeit des Unternehmens
oder eines Erflillungs- oder Verrichtungsgehilfen verursacht worden ist,

3. eines Vermdgensschadens, es sei denn, daB3 dieser weder durch
Vorsatz noch durch grobe Fahrlassigkeit des Inhabers des Unterneh-
mens oder eines vertretungsberechtigten Organs oder Gesellschafters
verursacht worden ist.

§ 831 Abs. 1 Satz 2 des Blirgerlichen Gesetzbuches ist nur bei vorsétz-
lichem Handeln von Verrichtungsgehilfen anzuwenden.

(2) Absatz 1 ist auch auf Anspriiche von Kunden anzuwenden, die
diese gegen ein drittes Wasserversorgungsunternehmen aus unerlaub-
ter Handlung geltend machen. Das Wasserversorgungsunternehmen
ist verpflichtet, seinen Kunden auf Verlangen Uber die mit der Scha-
densverursachung durch ein drittes Unternehmen zusammenhéngen-
den Tatsachen insoweit Auskunft zu geben, als sie ihm bekannt sind
oder von ihm in zumutbarer Weise aufgeklart werden kénnen und ihre
Kenntnis zur Geltendmachung des Schadensersatzes erforderlich ist.

(3) Die Ersatzpflicht entfallt flir Schaden unter 15 Euro.

(4) Ist der Kunde berechtigt, das gelieferte Wasser an einen Dritten
weiterzuleiten, und erleidet dieser durch Unterbrechung der Wasser-
versorgung oder durch UnregelméBigkeiten in der Belieferung einen
Schaden, so haftet das Wasserversorgungsunternehmen dem Dritten
gegenuber in demselben Umfange wie dem Kunden aus dem Versor-
gungsvertrag.

(5) Leitet der Kunde das gelieferte Wasser an einen Dritten weiter,
so hat er im Rahmen seiner rechtlichen Méglichkeiten sicherzustellen,
daB dieser aus unerlaubter Handlung keine weitergehenden Schadens-
ersatzanspriiche erheben kann, als sie in den Absétzen 1 bis 3 vorgese-
hen sind. Das Wasserversorgungsunternehmen hat den Kunden hierauf
bei AbschluB des Vertrages besonders hinzuweisen.

(6) Der Kunde hat den Schaden unverztiglich dem ihn beliefernden
Wasserversorgungsunternehmen oder, wenn dieses feststeht, dem er-
satzpflichtigen Unternehmen mitzuteilen. Leitet der Kunde das gelie-
ferte Wasser an einen Dritten weiter, so hat er diese Verpflichtung auch
dem Dritten aufzuerlegen.

§7

(weggefallen)
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§ 8 Grundstiicksbenutzung

(1) Kunden und AnschluBnehmer, die Grundstiickseigentiimer sind,
haben fiir Zwecke der 6rtlichen Versorgung das Anbringen und Verle-
gen von Leitungen einschlieBlich Zubehdr zur Zu- und Fortleitung von
Wasser Uber ihre im gleichen Versorgungsgebiet liegenden Grundstu-
cke sowie erforderliche SchutzmaBnahmen unentgeltlich zuzulassen.
Diese Pflicht betrifft nur Grundstiicke, die an die Wasserversorgung
angeschlossen sind, die vom Eigentimer in wirtschaftlichem Zusam-
menhang mit der Wasserversorgung genutzt werden oder fur die die
Moglichkeit der Wasserversorgung sonst wirtschaftlich vorteilhaft ist.
Sie entfallt, wenn die Inanspruchnahme der Grundstlicke den Eigenti-
mer mehr als notwendig oder in unzumutbarer Weise belasten wirde.

(2) Der Kunde oder AnschluBnehmer ist rechtzeitig Gber Art und
Umfang der beabsichtigten Inanspruchnahme des Grundstiickes zu
benachrichtigen.

(3) Der Grundstiickseigentiimer kann die Verlegung der Einrichtun-
gen verlangen, wenn sie an der bisherigen Stelle fiir ihn nicht mehr
zumutbar sind. Die Kosten der Verlegung hat das Wasserversorgungs-
unternehmen zu tragen; dies gilt nicht, soweit die Einrichtungen aus-
schlieBlich der Versorgung des Grundstiicks dienen.

(4) Wird der Wasserbezug eingestellt, so hat der Grundstiicksei-
gentimer die Entfernung der Einrichtungen zu gestatten oder sie auf
Verlangen des Unternehmens noch fiinf Jahre unentgeltlich zu dulden,
es sei denn, daB ihm dies nicht zugemutet werden kann.

(5) Kunden und AnschluBnehmer, die nicht Grundsttickseigenttimer
sind, haben auf Verlangen des Wasserversorgungsunternehmens die
schriftliche Zustimmung des Grundstiickseigentimers zur Benutzung
des zu versorgenden Grundstiicks im Sinne der Absétze 1 und 4 bei-
zubringen.

(6) Die Abséatze 1 bis 5 gelten nicht fir 6ffentliche Verkehrswege
und Verkehrsflachen sowie fiir Grundstiicke, die durch Planfeststellung
fur den Bau von offentlichen Verkehrswegen und Verkehrsflachen be-
stimmt sind.

§ 9 Baukostenzuschiisse

(1) Das Wasserversorgungsunternehmen ist berechtigt, von den
AnschluBnehmern einen angemessenen BaukostenzuschuB zur teil-
weisen Abdeckung der bei wirtschaftlicher Betriebsflihrung notwendi-
gen Kosten fur die Erstellung oder Verstarkung von der értlichen Ver-
sorgung dienenden Verteilungsanlagen zu verlangen, soweit sie sich
ausschlieBlich dem Versorgungsbereich zuordnen lassen, in dem der
AnschluB erfolgt. Baukostenzuschisse dirfen hochstens 70 vom Hun-
dert dieser Kosten abdecken.

(2) Der von den AnschluBnehmern als BaukostenzuschuB3 zu tber-
nehmende Kostenanteil kann unter Zugrundelegung der StraBenfront-
lange des anzuschlieBenden Grundstiicks und des Preises fir einen
Meter Versorgungsleitung bemessen werden. Der Preis fiir einen Meter
Versorgungsleitung ergibt sich aus den Anschaffungs- und Herstel-
lungskosten der in Absatz 1 genannten Verteilungsanlagen, geteilt
durch die Summe der StraBenfrontldngen aller Grundstticke, die im be-
treffenden Versorgungsbereich an die Verteilungsanlagen angeschlos-
sen werden kdénnen. Das Wasserversorgungsunternehmen kann der
Berechnung eine die Verhaltnisse des Versorgungsbereichs beriick-
sichtigende MindeststraBenfrontldnge von bis zu 15 Metern zugrunde
legen.

(3) Das Wasserversorgungsunternehmen kann bei der Bemessung
des Baukostenzuschusses an Stelle oder neben der StraBenfrontlange
andere kostenorientierte Bemessungseinheiten, wie die Grundstiicks-
groBe, die GeschoBflache oder die Zahl der Wohnungseinheiten oder
gleichartiger Wirtschaftseinheiten verwenden.

In diesem Fall ist bei der Berechnung des Baukostenzuschusses
die Summe der Bemessungseinheiten der Grundstiicke zu beriicksich-
tigen, die im betreffenden Versorgungsbereich angeschlossen werden
kénnen.

(4) Ein weiterer BaukostenzuschuB darf nur verlangt werden, wenn
der AnschluBnehmer seine Leistungsanforderung wesentlich erhoht. Er
ist nach den Absétzen 2 und 3 zu bemessen.

(5) Wird ein AnschluB an eine Verteilungsanlage hergestellt, die vor
dem 1. Januar 1981 errichtet worden oder mit deren Errichtung vor
diesem Zeitpunkt begonnen worden ist, so kann das Wasserversor-
gungsunternehmen abweichend von den Absétzen 1 bis 3 einen Bau-
kostenzuschuB nach MaBgabe der fiir die Anlage bisher verwendeten
BerechnungsmaBstébe verlangen.

(6) Der BaukostenzuschuB und die in § 10 Abs. 5 geregelten Haus-
anschluBkosten sind getrennt zu errechnen und dem AnschluBnehmer
aufgegliedert auszuweisen.

§ 10 HausanschluB

(1) Der HausanschluB besteht aus der Verbindung des Verteilungs-
netzes mit der Kundenanlage. Er beginnt an der Abzweigstelle des Ver-
teilungsnetzes und endet mit der Hauptabsperrvorrichtung.

(2) Art, Zahl und Lage der Hausanschliisse sowie deren Anderung
werden nach Anhdrung des AnschluBnehmers und unter Wahrung
seiner berechtigten Interessen vom Wasserversorgungsunternehmen
bestimmt.

(8) Hausanschliisse gehodren zu den Betriebsanlagen des Wasser-
versorgungsunternehmens und stehen vorbehaltlich abweichender
Vereinbarung in dessen Eigentum. In dem in Artikel 3 des Einigungsver-
trages genannten Gebiet bleibt das am Tag des Wirksamwerdens des
Beitritts bestehende Eigentum eines Kunden an einem Hausanschluss,
den er auf eigene Kosten errichtet oder erweitert hat, bestehen, so-
lange er das Eigentum nicht auf das Wasserversorgungsunternehmen
Ubertragt. Hausanschllisse werden ausschlieBlich von dem Wasser-
versorgungsunternehmen hergestellt, unterhalten, erneuert, geéndert,

abgetrennt und beseitigt, missen zugénglich und vor Beschadigungen
geschiitzt sein. Soweit das Versorgungsunternehmen die Erstellung
des Hausanschlusses oder Veranderungen des Hausanschlusses nicht
selbst, sondern durch Nachunternehmer durchftihren 148t, sind Win-
sche des AnschluBnehmers bei der Auswahl der Nachunternehmen zu
berticksichtigen. Der AnschluBnehmer hat die baulichen Voraussetzun-
gen fir die sichere Errichtung des Hausanschlusses zu schaffen. Er
darf keine Einwirkungen auf den HausanschluB vornehmen oder vor-
nehmen lassen.

(4) Das Wasserversorgungsunternehmen ist berechtigt, vom An-
schluBnehmer die Erstattung der bei wirtschaftlicher Betriebsflihrung
notwendigen Kosten flr

1. die Erstellung des Hausanschlusses,

2. die Veranderungen des Hausanschlusses, die durch eine Anderung
oder Erweiterung seiner Anlage erforderlich oder aus anderen Griinden
von ihm veranlaBt werden,

zu verlangen. Die Kosten kénnen pauschal berechnet werden.

(5) Kommen innerhalb von finf Jahren nach Herstellung des Haus-
anschlusses weitere Anschliisse hinzu und wird der HausanschluB
dadurch teilweise zum Bestandteil des Verteilungsnetzes, so hat das
Wasserversorgungsunternehmen die Kosten neu aufzuteilen und dem
AnschluBnehmer den etwa zuviel gezahlten Betrag zu erstatten.

(6) Soweit hinsichtlich des Eigentums am HausanschluB und der
daraus folgenden Pflichten zur Herstellung, Unterhaltung, Erneuerung,
Anderung, Abtrennung und Beseitigung bestehende allgemeine Ver-
sorgungsbedingungen von Absatz 3 abweichen, kénnen diese Rege-
lungen auch nach Inkrafttreten dieser Verordnung beibehalten werden.

(7) Jede Beschadigung des Hausanschlusses, insbesondere das
Undichtwerden von Leitungen sowie sonstige Stérungen sind dem
Wasserversorgungsunternehmen unverziglich mitzuteilen.

(8) Kunden und AnschluBnehmer, die nicht Grundsttickseigentiimer
sind, haben auf Verlangen des Wasserversorgungsunternehmens die
schriftliche Zustimmung des Grundstiickseigentiimers zur Herstellung
des Hausanschlusses unter Anerkennung der damit verbundenen Ver-
pflichtungen beizubringen.

§ 11 MeBeinrichtungen an der Grundstiicksgrenze

(1) Das Wasserversorgungsunternehmen kann verlangen, daB der
AnschluBnehmer auf eigene Kosten nach seiner Wahl an der Grund-
stlicksgrenze einen geeigneten Wasserzéhlerschacht oder Wasserzéh-
lerschrank anbringt, wenn

1. das Grundstlick unbebaut ist oder

2. die Versorgung des Gebaudes mit AnschluBleitungen erfolgt, die
unverhaltnisméaBig lang sind oder nur unter besonderen Erschwernis-
sen verlegt werden kénnen, oder

3. kein Raum zur frostsicheren Unterbringung des Wasserzéhlers vor-
handen ist.

(2) Der AnschluBnehmer ist verpflichtet, die Einrichtungen in ord-
nungsgemaBem Zustand und jederzeit zugénglich zu halten.

(3) Der AnschluBnehmer kann die Verlegung der Einrichtungen auf
seine Kosten verlangen, wenn sie an der bisherigen Stelle fir ihn nicht
mehr zumutbar sind und die Verlegung ohne Beeintréchtigung einer
einwandfreien Messung maoglich ist.

(4) § 10 Abs. 8 gilt entsprechend.

§ 12 Kundenanlage

(1) Fur die ordnungsgemaBe Errichtung, Erweiterung, Anderung
und Unterhaltung der Anlage hinter dem HausanschluB, mit Ausnahme
der MeBeinrichtungen des Wasserversorgungsunternehmens ist der
AnschluBnehmer verantwortlich. Hat er die Anlage oder Anlagenteile
einem Dritten vermietet oder sonst zur Benutzung Uberlassen, so ist er
neben diesem verantwortlich.

(2) Die Anlage darf nur unter Beachtung der Vorschriften dieser Ver-
ordnung und anderer gesetzlicher oder behérdlicher Bestimmungen
sowie nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik errichtet,
erweitert, gedndert und unterhalten werden. Die Errichtung der Anlage
und wesentliche Veranderungen durfen nur durch das Wasserversor-
gungsunternehmen oder ein in ein Installateurverzeichnis eines Was-
serversorgungsunternehmens eingetragenes Installationsunternehmen
erfolgen. Das Wasserversorgungsunternehmen ist berechtigt, die Aus-
fihrung der Arbeiten zu Giberwachen.

(3) Anlagenteile, die sich vor den MeBeinrichtungen befinden, kén-
nen plombiert werden. Ebenso kénnen Anlagenteile, die zur Kunden-
anlage gehoren, unter PlombenverschluB genommen werden, um eine
einwandfreie Messung zu gewéhrleisten. Die dafir erforderliche Aus-
stattung der Anlage ist nach den Angaben des Wasserversorgungsun-
ternehmens zu veranlassen.

(4) Die Teile des Hausanschlusses, die in Anwendung von § 10 Abs.
6 im Eigentum des Kunden stehen und zu deren Unterhaltung er ver-
pflichtet ist, sind Bestandteile der Kundenanlage.

§ 13 Inbetriebsetzung der Kundenanlage

(1) Das Wasserversorgungsunternehmen oder dessen Beauftragte
schlieBen die Kundenanlage an das Verteilungsnetz an und setzen sie
in Betrieb.

(2) Jede Inbetriebsetzung der Anlage ist beim Wasserversorgungs-
unternehmen Uber das Installationsunternehmen zu beantragen.

(3) Das Wasserversorgungsunternehmen kann fir die Inbetrieb-
setzung vom Kunden Kostenerstattung verlangen; die Kosten kdnnen
pauschal berechnet werden.



§ 14 Uberpriifung der Kundenanlage

(1) Das Wasserversorgungsunternehmen ist berechtigt, die Kun-
denanlage vor und nach ihrer Inbetriebsetzung zu Uberprifen. Es hat
den Kunden auf erkannte Sicherheitsmangel aufmerksam zu machen
und kann deren Beseitigung verlangen.

(2) Werden Mangel festgestellt, welche die Sicherheit geféhrden
oder erhebliche Stérungen erwarten lassen, so ist das Wasserversor-
gungsunternehmen berechtigt, den AnschluB oder die Versorgung zu
verweigern; bei Gefahr fiir Leib oder Leben ist es hierzu verpflichtet.

(8) Durch Vornahme oder Unterlassung der Uberpriifung der Anla-
ge sowie durch deren AnschluB an das Verteilungsnetz tGbernimmt das
Wasserversorgungsunternehmen keine Haftung fur die Méangelfreiheit
der Anlage. Dies gilt nicht, wenn es bei einer Uberprifung Méngel fest-
gestellt hat, die eine Gefahr fur Leib oder Leben darstellen.

§ 15 Betrieb, Erweiterung und Anderung von Kundenanlage
und Verbrauchseinrichtungen, Mitteilungspflichten

(1) Anlage und Verbrauchseinrichtungen sind so zu betreiben, daB
Stoérungen anderer Kunden, stérende Ruckwirkungen auf Einrichtun-
gen des Wasserversorgungsunternehmens oder Dritter oder Rlckwir-
kungen auf die Glte des Trinkwasser ausgeschlossen sind.

(2) Erweiterungen und Anderungen der Anlage sowie die Verwen-
dung zusatzlicher Verbrauchseinrichtungen sind dem Wasserversor-
gungsunternehmen mitzuteilen, soweit sich dadurch preisliche Bemes-
sungsgroBen andern oder sich die vorzuhaltende Leistung wesentlich
erhoht.

§ 16 Zutrittsrecht

Der Kunde hat dem mit einem Ausweis versehenen Beauftragten
des Wasserversorgungsunternehmens den Zutritt zu seinen Rdumen
und zu den in § 11 genannten Einrichtungen zu gestatten, soweit dies
fur die Prufung der technischen Einrichtungen, zur Wahrnehmung
sonstiger Rechte und Pflichten nach dieser Verordnung, insbesondere
zur Ablesung, oder zur Ermittlung preislicher Bemessungsgrundlagen
erforderlich und vereinbart ist.

§ 17 Technische AnschluBbedingungen

Das Wasserversorgungsunternehmen ist berechtigt, weitere tech-
nische Anforderungen an den HausanschluB und andere Anlagenteile
sowie an den Betrieb der Anlage festzulegen, soweit dies aus Griinden
der sicheren und stérungsfreien Versorgung, insbesondere im Hinblick
auf die Erfordernisse des Verteilungsnetzes notwendig ist. Diese Anfor-
derungen dirfen den anerkannten Regeln der Technik nicht widerspre-
chen. Der AnschluB3 bestimmter Verbrauchseinrichtungen kann von der
vorherigen Zustimmung des Versorgungsunternehmens abhéngig ge-
macht werden. Die Zustimmung darf nur verweigert werden, wenn der
AnschluB eine sichere und stérungsfreie Versorgung geféhrden wiirde.

(2) Das Wasserversorgungsunternehmen hat die weiteren techni-
schen Anforderungen der zusténdigen Behdrde anzuzeigen. Die Be-
hoérde kann sie beanstanden, wenn sie mit Inhalt und Zweck dieser
Verordnung nicht zu vereinbaren sind.

§ 18 Messung

(1) Das Wasserversorgungsunternehmen stellt die vom Kunden
verbrauchte Wassermenge durch MeBeinrichtungen fest, die den
eichrechtlichen Vorschriften entsprechen muissen. Bei 6ffentlichen
Verbrauchseinrichtungen kann die gelieferte Menge auch rechnerisch
ermittelt oder geschétzt werden, wenn die Kosten der Messung auBer
Verhaltnis zur Héhe des Verbrauchs stehen.

(2) Das Wasserversorgungsunternehmen hat dafiir Sorge zu tragen,
daB eine einwandfreie Messung der verbrauchten Wassermenge ge-
wéhrleistet ist. Es bestimmt Art, Zahl und GréBe sowie Anbringungsort
der MeBeinrichtungen. Ebenso ist die Lieferung, Anbringung, Uberwa-
chung, Unterhaltung und Entfernung der MeBeinrichtungen Aufgabe
des Unternehmens. Es hat den Kunden und den AnschluBnehmer an-
zuhdren und deren berechtigte Interessen zu wahren. Es ist verpflichtet,
auf Verlangen des Kunden oder des Hauseigenttimers die MeBeinrich-
tungen zu verlegen, wenn dies ohne Beeintrachtigung einer einwand-
freien Messung mdglich ist; der Kunde oder der Hauseigentumer ist
verpflichtet, die Kosten zu tragen.

(3) Der Kunde haftet fir das Abhandenkommen und die Beschéadi-
gung der MeBeinrichtungen, soweit ihn hieran ein Verschulden trifft. Er
hat den Verlust, Beschadigungen und Stérungen dieser Einrichtungen
dem Wasserversorgungsunternehmen unverzlglich mitzuteilen. Er ist
verpflichtet, sie vor Abwasser, Schmutz- und Grundwasser sowie vor
Frost zu schitzen.

§ 19 Nachpriifung von MeBeinrichtungen

(1) Der Kunde kann jederzeit die Nachpriifung der Messeinrichtung
nach § 39 des Mess- und Eichgesetzes verlangen. Stellt der Kunde den
Antrag auf Prifung nicht bei dem Wasserversorgungsunternehmen, so
hat er dieses vor Antragstellung zu benachrichtigen.

(2) Die Kosten der Priifung fallen dem Unternehmen zur Last, falls
die Abweichung die gesetzlichen Verkehrsfehlergrenzen Uiberschreitet,
sonst dem Kunden.

§ 20 Ablesung

(1) Die MeBeinrichtungen werden vom Beauftragten des Wasserver-
sorgungsunternehmens moglichst in gleichen Zeitabstanden oder auf
Verlangen des Unternehmens vom Kunden selbst abgelesen. Dieser
hat daftir Sorge zu tragen, daB die MeBeinrichtungen leicht zugénglich
sind.

(2) Solange der Beauftragte des Unternehmens die Rdume des Kun-
den nicht zum Zwecke der Ablesung betreten kann, darf das Unterneh-
men den Verbrauch auf der Grundlage der letzten Ablesung schéatzen;
die tatsachlichen Verhéltnisse sind angemessen zu berlicksichtigen.

§ 21 Berechnungsfehler

(1) Ergibt eine Priifung der MeBeinrichtungen eine Uberschreitung
der Verkehrsfehlergrenzen oder werden Fehler in der Ermittlung des
Rechnungsbetrages festgestellt, so ist der zuviel oder zuwenig berech-
nete Betrag zu erstatten oder nachzuentrichten. Ist die GroBe des Feh-
lers nicht einwandfrei festzustellen oder zeigt eine MeBeinrichtung nicht
an, so ermittelt das Wasserversorgungsunternehmen den Verbrauch fir
die Zeit seit der letzten fehlerfreien Ablesung aus dem Durchschnitts-
verbrauch des ihr vorhergehenden und des der Feststellung des Feh-
lers nachfolgenden Ablesezeitraums oder auf Grund des vorjahrigen
Verbrauchs durch Schétzung; die tatséchlichen Verhaltnisse sind ange-
messen zu bericksichtigen.

(2) Anspriiche nach Absatz 1 sind auf den der Feststellung des
Fehlers vorhergehenden Ablesezeitraum beschrénkt, es sei denn, die
Auswirkung des Fehlers kann tber einen gréBeren Zeitraum festgestellt
werden; in diesem Fall ist der Anspruch auf l&ngstens zwei Jahre be-
schrankt.

§ 22 Verwendung des Wassers

(1) Das Wasser wird nur flr die eigenen Zwecke des Kunden, seiner
Mieter und &hnlich berechtigter Personen zur Verfiigung gestellt. Die
Weiterleitung an sonstige Dritte ist nur mit schriftlicher Zustimmung des
Wasserversorgungsunternehmens zuléssig. Diese muB erteilt werden,
wenn dem Interesse an der Weiterleitung nicht tberwiegende versor-
gungswirtschaftliche Griinde entgegenstehen.

(2) Das Wasser darf fur alle Zwecke verwendet werden, soweit nicht
in dieser Verordnung oder auf Grund sonstiger gesetzlicher oder be-
hérdlicher Vorschriften Beschrankungen vorgesehen sind. Das Wasser-
versorgungsunternehmen kann die Verwendung fir bestimmte Zwecke
beschrénken, soweit dies zur Sicherstellung der allgemeinen Wasser-
versorgung erforderlich ist.

(3) Der AnschluB von Anlagen zum Bezug von Bauwasser ist beim
Wasserversorgungsunternehmen vor Beginn der Bauarbeiten zu bean-
tragen. Der Antragsteller hat dem Wasserversorgungsunternehmen alle
fur die Herstellung und Entfernung des Bauwasseranschlusses entste-
henden Kosten zu erstatten. Die Satze 1 und 2 gelten fiir Anschlisse zu
sonstigen vorlibergehenden Zwecken entsprechend.

(4) Soll Wasser aus 6ffentlichen Hydranten nicht zum Feuerléschen,
sondern zu anderen voriibergehenden Zwecken entnommen werden,
sind hierfur Hydrantenstandrohre des Wasserversorgungsunterneh-
mens mit Wasserzahlern zu benutzen.

§ 23 Vertragsstrafe

(1) Entnimmt der Kunde Wasser unter Umgehung, Beeinflussung
oder vor Anbringung der MeBeinrichtungen oder nach Einstellung der
Versorgung, so ist das Wasserversorgungsunternehmen berechtigt,
eine Vertragsstrafe zu verlangen. Dabei kann héchstens vom Finffa-
chen desjenigen Verbrauchs ausgegangen werden, der sich auf der
Grundlage des Vorjahresverbrauchs anteilig fiir die Dauer der unbefug-
ten Entnahme ergibt. Kann der Vorjahresverbrauch des Kunden nicht
ermittelt werden, so ist derjenige vergleichbarer Kunden zugrunde zu
legen. Die Vertragsstrafe ist nach den fur den Kunden geltenden Prei-
sen zu berechnen.

(2) Eine Vertragsstrafe kann auch verlangt werden, wenn der Kun-
de vorsétzlich oder grob fahrlassig die Verpflichtung verletzt, die zur
Preisbildung erforderlichen Angaben zu machen. Die Vertragsstrafe
betragt das Zweifache des Betrags, den der Kunde bei Erfiillung seiner
Verpflichtung nach den fiir ihn geltenden Preisen zusatzlich zu zahlen
gehabt hétte.

(3) Ist die Dauer der unbefugten Entnahme oder der Beginn der
Mitteilungspflicht nicht festzustellen, so kann die Vertragsstrafe nach
vorstehenden Grundsatzen Uber einen festgestellten Zeitraum hinaus
fur langstens ein Jahr erhoben werden.

§ 24 Abrechnung, Preisanderungsklauseln

(1) Das Entgelt wird nach Wahl des Wasserversorgungsunterneh-
mens monatlich oder in anderen Zeitabschnitten, die jedoch zwdlf Mo-
nate nicht wesentlich tberschreiten dirfen, abgerechnet.

(2) Andern sich innerhalb eines Abrechnungszeitraumes die Prei-
se, so wird der flr die neuen Preise maBgebliche Verbrauch zeitan-
teilig berechnet; jahreszeitliche Verbrauchsschwankungen sind auf der
Grundlage der fur die jeweilige Abnehmergruppe maBgeblichen Erfah-
rungswerte angemessen zu beriicksichtigen. Entsprechendes gilt bei
Anderung des Umsatzsteuersatzes.

(3) Preisanderungsklauseln sind kostennah auszugestalten. Sie
durfen die Anderung der Preise nur von solchen Berechnungsfaktoren
abhéngig machen, die der Beschaffung und Bereitstellung des Wassers
zuzurechnen sind. Die Berechnungsfaktoren miissen vollstandig und in
allgemein versténdlicher Form ausgewiesen werden.

§ 25 Abschlagszahlungen

(1) Wird der Verbrauch fiir mehrere Monate abgerechnet, so kann
das Wasserversorgungsunternehmen fur die nach der letzten Abrech-
nung verbrauchte Wassermenge Abschlagszahlung verlangen. Diese
ist anteilig fur den Zeitraum der Abschlagszahlung entsprechend dem
Verbrauch im zuletzt abgerechneten Zeitraum zu berechnen. Ist eine
solche Berechnung nicht méglich, so bemiBt sich die Abschlagszah-
lung nach dem durchschnittlichen Verbrauch vergleichbarer Kunden.




Macht der Kunde glaubhaft, daB sein Verbrauch erheblich geringer ist,
so ist dies angemessen zu beriicksichtigen.

(2) Andern sich die Preise, so kénnen die nach der Preisénderung
anfallenden Abschlagszahlungen mit dem Vomhundertsatz der Preis-
anderung entsprechend angepaBt werden.

(3) Ergibt sich bei der Abrechnung, daB zu hohe Abschlagszahlun-
gen verlangt wurden, so ist der Ubersteigende Betrag unverziglich zu
erstatten, spatestens aber mit der nachsten Abschlagsforderung zu
verrechnen. Nach Beendigung des Versorgungsverhéltnisses sind zu-
viel gezahlte Abschlage unverzlglich zu erstatten.

§ 26 Vordrucke fiir Rechnungen und Abschlage

Vordrucke fir Rechnungen und Abschlédge missen versténdlich
sein. Die fur die Forderung maBgeblichen Berechnungsfaktoren sind
vollstédndig und in allgemein verstéandlicher Form auszuweisen.

§ 27 Zahlung, Verzug

(1) Rechnungen und Abschlage werden zu dem vom Wasserversor-
gungsunternehmen angegebenen Zeitpunkt, friihestens jedoch zwei
Wochen nach Zugang der Zahlungsaufforderung féllig.

(2) Bei Zahlungsverzug des Kunden kann das Wasserversorgungs-
unternehmen, wenn es erneut zur Zahlung auffordert oder den Betrag
durch einen Beauftragten einziehen 14Bt, die dadurch entstandenen
Kosten auch pauschal berechnen.

§ 28 Vorauszahlungen

(1) Das Wasserversorgungsunternehmen ist berechtigt, fir den
Wasserverbrauch eines Abrechnungszeitraums Vorauszahlung zu ver-
langen, wenn nach den Umsténden des Einzelfalles zu besorgen ist,
daB der Kunde seinen Zahlungsverpflichtungen nicht oder nicht recht-
zeitig nachkommt.

(2) Die Vorauszahlung bemiBt sich nach dem Verbrauch des vorher-
gehenden Abrechnungszeitraumes oder dem durchschnittlichen Ver-
brauch vergleichbarer Kunden. Macht der Kunde glaubhaft, daB sein
Verbrauch erheblich geringer ist, so ist dies angemessen zu beriick-
sichtigen. Erstreckt sich der Abrechnungszeitraum Uber mehrere Mo-
nate und erhebt das Wasserversorgungsunternehmen Abschlagszah-
lungen, so kann es die Vorauszahlung nur in ebenso vielen Teilbetrdgen
verlangen. Die Vorauszahlung ist bei der ndchsten Rechnungserteilung
zu verrechnen.

(3) Unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 kann das Wasser-
versorgungsunternehmen auch fur die Erstellung oder Verédnderung
des Hausanschlusses sowie in den Fallen des § 22 Abs. 3 Satz 1 Vor-
auszahlung verlangen.

§ 29 Sicherheitsleistung

(1) Ist der Kunde oder AnschluBnehmer zur Vorauszahlung nicht in
der Lage, so kann das Wasserversorgungsunternehmen in angemesse-
ner Héhe Sicherheitsleistung verlangen.

(2) Barsicherheiten werden zum jeweiligen Basiszinssatz nach § 247
des Blrgerlichen Gesetzbuchs verzinst.

(3) Ist der Kunde oder AnschluBnehmer in Verzug und kommt er
nach erneuter Zahlungsaufforderung nicht unverziglich seinen Zah-
lungsverpflichtungen aus dem Versorgungsverhaltnis nach, so kann
sich das Wasserversorgungsunternehmen aus der Sicherheit bezahlt
machen. Hierauf ist in der Zahlungsaufforderung hinzuweisen. Kurs-
verluste beim Verkauf von Wertpapieren gehen zu Lasten des Kunden
oder AnschluBnehmers.

(4) Die Sicherheit ist zurlickzugeben, wenn ihre Voraussetzungen
weggefallen sind.

§ 30 Zahlungsverweigerung

Einwénde gegen Rechnungen und Abschlagsberechnungen be-
rechtigen zum Zahlungsaufschub oder zur Zahlungsverweigerung nur,

1. soweit sich aus den Umsténden ergibt, daB offensichtliche Feh-
ler vorliegen, und

2. wenn der Zahlungsaufschub oder die Zahlungsverweigerung in-
nerhalb von zwei Jahren nach Zugang der fehlerhaften Rechnung oder
Abschlagsberechnung geltend gemacht wird.

§ 31 Aufrechnung

Gegen Anspriiche des Wasserversorgungsunternehmens kann nur
mit unbestrittenen oder rechtskraftig festgestellten Gegenanspriichen
aufgerechnet werden.

§ 32 Laufzeit des Versorgungsvertrages, Kiindigung

(1) Das Vertragsverhaltnis Iauft solange ununterbrochen weiter, bis
es von einer der beiden Seiten mit einer Frist von einem Monat auf das
Ende eines Kalendermonats gekiindigt wird.

(2) Bei einem Umzug ist der Kunde berechtigt, den Vertrag mit zwei-
wochiger Frist auf das Ende eines Kalendermonats zu kiindigen.

(3) Wird der Verbrauch von Wasser ohne ordnungsmaBige Kindi-
gung eingestellt, so haftet der Kunde dem Wasserversorgungsunter-
nehmen fiir die Bezahlung des Wasserpreises fiir den von der MeB-
einrichtung angezeigten Verbrauch und fur die Erfullung samtlicher
sonstiger Verpflichtungen.

(4) Ein Wechsel in der Person des Kunden ist dem Wasserversor-
gungsunternehmen unverzlglich mitzuteilen und bedarf dessen Zu-
stimmung. Das Unternehmen ist nicht verpflichtet, dem Eintritt des
Dritten in die sich aus dem Vertragsverhéltnis ergebenden Rechte und
Pflichten zuzustimmen.

(5) Tritt anstelle des bisherigen Wasserversorgungsunternehmens
ein anderes Unternehmen in die sich aus dem Vertragsverhaltnis erge-
benden Rechte und Pflichten ein, so bedarf es hierflir nicht der Zustim-
mung des Kunden. Der Wechsel des Wasserversorgungsunternehmens
ist 6ffentlich bekanntzugeben.

(6) Die Kuindigung bedarf der Schriftform.

(7) Der Kunde kann eine zeitweilige Absperrung seines Anschlusses
verlangen, ohne damit das Vertragsverhaltnis zu I6sen.

§ 33 Einstellung der Versorgung, fristlose Kiindigung

(1) Das Wasserversorgungsunternehmen ist berechtigt, die Versor-
gung fristlos einzustellen, wenn der Kunde den allgemeinen Versor-
gungsbedingungen zuwiderhandelt und die Einstellung erforderlich ist,
um

1. eine unmittelbare Gefahr fur die Sicherheit von Personen oder Anla-
gen abzuwenden,

2. den Verbrauch von Wasser unter Umgehung, Beeinflussung oder
vor Anbringung der MeBeinrichtungen zu verhindern oder

3. zu gewdhrleisten, daB Stérungen anderer Kunden, stérende Ruick-
wirkungen auf Einrichtungen des Unternehmens oder Dritter oder
Rickwirkungen auf die Gite des Trinkwassers ausgeschlossen sind.

(2) Bei anderen Zuwiderhandlungen, insbesondere bei Nichterfil-
lung einer Zahlungsverpflichtung trotz Mahnung, ist das Wasserver-
sorgungsunternehmen berechtigt, die Versorgung zwei Wochen nach
Androhung einzustellen. Dies gilt nicht, wenn der Kunde darlegt, daB
die Folgen der Einstellung auBer Verhaltnis zur Schwere der Zuwider-
handlung stehen und hinreichende Aussicht besteht, daB der Kunde
seinen Verpflichtungen nachkommt. Das Wasserversorgungsunterneh-
men kann mit der Mahnung zugleich die Einstellung der Versorgung
androhen.

(3) Das Wasserversorgungsunternehmen hat die Versorgung un-
verzliglich wieder aufzunehmen, sobald die Griinde fir ihre Einstellung
entfallen sind und der Kunde die Kosten der Einstellung und Wieder-
aufnahme der Versorgung ersetzt hat. Die Kosten kénnen pauschal
berechnet werden.

(4) Das Wasserversorgungsunternehmen ist in den Féllen des Ab-
satzes 1 berechtigt, das Vertragsverhaltnis fristlos zu kiindigen, in den
Fallen der Nummern 1 und 3 jedoch nur, wenn die Voraussetzungen
zur Einstellung der Versorgung wiederholt vorliegen. Bei wiederholten
Zuwiderhandlungen nach Absatz 2 ist das Unternehmen zur fristlosen
Kuindigung berechtigt, wenn sie zwei Wochen vorher angedroht wurde;
Absatz 2 Satz 2 und 3 gilt entsprechend.

§ 34 Gerichtsstand

(1) Der Gerichtsstand fir Kaufleute, juristische Personen des &f-
fentlichen Rechts und 6ffentlich- rechtliche Sondervermdgen ist am
Sitz der fiir den Kunden zustandigen Betriebsstelle des Wasserversor-
gungsunternehmens.

(2) Das gleiche gilt,

1. wenn der Kunde keinen allgemeinen Gerichtsstand im Inland hat
oder

2. wenn der Kunde nach VertragsschluB seinen Wohnsitz oder ge-
wohnlichen Aufenthaltsort aus dem Geltungsbereich dieser Verordnung
verlegt oder sein Wohnsitz oder gewdhnlicher Aufenthalt im Zeitpunkt
der Klageerhebung nicht bekannt ist.

§ 35 Offentlich-rechtliche Versorgung mit Wasser

(1) Rechtsvorschriften, die das Versorgungsverhéltnis 6ffentlich-
rechtlich regeln, sind den Bestimmungen dieser Verordnung entspre-
chend zu gestalten; unberihrt bleiben die Regelungen des Verwal-
tungsverfahrens sowie gemeinderechtliche Vorschriften zur Regelung
des Abgabenrechts.

(2) Bei Inkrafttreten dieser Verordnung geltende Rechtsvorschriften,
die das Versorgungsverhaltnis 6ffentlich- rechtlich regeln, sind bis zum
1. Januar 1982 anzupassen.

§ 36 (weggefallen)

§ 37 Inkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. April 1980 in Kraft.

(2) Die §§ 2 bis 34 gelten auch fir Versorgungsvertrége, die vor dem
1. April 1980 zustande gekommen sind, unmittelbar. Das Wasserver-
sorgungsunternehmen ist verpflichtet, die Kunden in geeigneter Weise
hierliber zu unterrichten. Laufzeit und Kiindigungsbestimmungen der
vor Verkindung dieser Verordnung abgeschlossenen Versorgungsver-
trége bleiben unberdihrt.

(3) § 24 Abs. 2 und 3, § 25 Abs. 1 und 2 sowie § 28 gelten nur fir
Abrechnungszeitrdume, die nach dem 31. Dezember 1980 beginnen.

SchluBformel
Der Bundesminister fir Wirtschaft
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Gas-und Wasserwerke
Bous-Schwalbach GmbH

Mietvertrag fiir einen Bauwasserzahler

Sehr geehrte Kundin, sehr geehrter Kunde,

zur Errichtung lhres Neubaues bendtigen Sie eine Bauwasserversorgung. Diese erfolgt iiblicherweise Uber ein Standrohr,
das an einem Hydranten in |hrer StraBe angeschlossen wird.

Der Wasser-Hausanschluss wird nach Errichtung des Kellers hergestellt. Der Einbau des Wasserzahlers kann aber erst
nach Fertigstellung der Trinkwasserinstallation und Einbau aller Sicherheitsarmaturen nach Fertigmeldung durch ein Ver-
tragsinstallationsunternehmen erfolgen.

Wir bieten Ihnen und Ihren Handwerkern wahrend der Ubergangszeit beim Ausbau des Rohbaues als besonderen Service
unseres Unternehmens den Einbau eines Bauwasserzahlers an. Der Bauwasserzahler wird unmittelbar hinter der Hauptab-
sperreinrichtung des Hausanschlusses an der Stelle des spateren Wasserzahlers eingebaut. An dem Bauwasserzéhler ist
ein Zapfventil mit einer speziellen Sicherungskombination installiert, die ein RickflieBen von verunreinigtem Wasser verhin-
dert. Die Wasserentnahme erfolgt direkt am Wasserzahler.

Eine Uberbriickung von Bauwasserzahler mit nicht fertiggesteliten Hausinstallationen — z. B. durch eine provisorische
Schlauchverbindung - ist nicht zulassig und berechtigt uns in begriindeten Fallen - insbesondere bei Gesundheitsgefahren
fur die 6ffentliche Wasserversorgung - zur fristiosen Einstellung der Versorgung.

Bauwasserzéhler stellen eine technische Alternative zum Hydrantenstandrohr als Bauwasserversorgung nach Herstellung
des Wasserhausanschlusses dar. Die Verrechnungsmodalitaten sind allerdings die gleichen:

Bei Bauwasserzéhlern wird neben dem Wasserbezugspreis von 1,47 €/m * (netto 1,40 €/m?) und dem Grundwasserent-
nahmeentgelt von 0,11 €/m? (netto 0,10 €/m3) ein Jahresgrundpreis von z.Zt. 379,89 € (netto 361,80 €) berechnet. Als
Mindestgrundpreis werden z. Zt. 31,66 € (netto 30,15 €) erhoben. In den Preisen ist die Mehrwertsteuer von z.Zt. 5 %
enthalten.

Abwassergebiihren werden fiir Bauwasser nicht erhoben. Auch deshalb ist die Uberbriickung des Wasserzahlers zur Ver-
sorgung sanitarer Einrichtungen nicht zulassig.

Der Ein- und Ausbau des Bauwasserzahlers erfolgt ohne Berechnung.

Fiir den Bauwasserzahler wird eine Kaution in Hohe von 150,00 € erhoben.

Vorgenannte Informationen habe ich zur Kenntnis genommen. Ich beauftrage die Gas- und Wasserwerke Bous-Schwalbach
GmbH (GWBS) mit dem Einbau eines Bauwasserzéhlers in nachfolgend genanntem Anwesen:

Kundenadresse: Einbauort:

Name: Strafe:

Vorname: Ort:

Strale: Datum:

Ort: Unterschrift:
(Kunde)

Kaution: 150,00 € bar/Scheck erhalten

(Datum) (Unterschrift GWBS)

[ ] Kaution Hydrantenstandrohr umbuchen Stand 06/2020

Anschrift: Saarbriicker StraBe 195, 66359 Bous, Postfach 1152, 66353 Bous, Telefon: (06834) 85-0, Telefax: (06834) 85-145, www.gwbs.de
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Gas-und Wasserwerke
Bous-Schwalbach GmbH

Preisblatt fiir die Versorgung mit Trinkwasser
(gliltig ab 01. Juli 2020)

1.0 Preise
Brutto Netto
Wasserbezugspreis*® 1,47 €/m3 1,40 €/m3
Grundwasserentnahmeentgelt 0,11 €/m? 0,10 €/m3
Grundwasserentnahmeentgelt ermaBigt 0,09 €/m?3 0,09 €/m3
(EMAS- bzw. ISO zertifizierte Betriebe)
Grundpreis*
Der Jahresgrundpreis richtet sich nach der ZahlergréBe und betragt bei:
Bezeichnung (bisher) Bezeichnung (neu) Brutto Netto
Wasserzahler” bisQn 2,5 bisQ; 4 175,14 € 166,80 €
Qn 6 Q3 10 420,30 € 400,29 €
Qn 10 Qs 16 700,50 € 667,14 €
Qn 15 (DN 50?) Q325 1.050,76 € 1.000,72 €
Qn 40 (DN 80?) Qs 40/63 2.802,00 € 2.668,57 €
ab Qn 60 (DN 1007) ab Q3 63/100 4.202,98 € 4.002,84 €

1)

2 Verbundzéhler

Der Grundpreis wird auch erhoben, wenn keine Was-
serentnahme stattfindet.

2.0 Standrohrmiete

Bei Standrohrzahler und Bauwasserzahler wird neben
dem Wasserbezugspreis gem. Ziff. 1.0 ein Jahres-
grundpreis von 379,89 €/a* (361,80 €/a) berechnet.
Als Mindestgrundpreis werden 31,66 €* (30,15 €) er-
hoben.

Abweichend hiervon wird bei einer Riickgabe in-
nerhalb von 3 Tagen ein Sonderpreis von 9,82 €*
(9,35 €) erhoben.

Fir Standrohre betragt die Kaution 300,00 € fir Bau-
wasserzahler 150,00 €.
Der Standrohrzahler ist jeweils vierteljahrlich zur Z&h-
lerablesung vorzulegen.

3.0 Ablesung und Abrechnung

Als Abrechnungszeitraum gilt in der Regel das Kalen-
derjahr (365 Tage). Fir die im Laufe des Abrech-
nungszeitraumes gelieferte Wassermenge werden 11
Abschlage jeweils zum 01. bzw. 15. eines jeden Mo-
nats, beginnend ab 01. Februar des Abrechnungsjah-
res, erhoben.

Die endgiiltige Abrechnung erfolgt aufgrund einer Ab-
lesung am Ende des Abrechnungszeitraumes.

4.0 Kosten fir Nachprifung von Messeinrichtungen

Der Kunde kann jederzeit die Nachpriifung der Mess-
einrichtungen durch eine Eichbehérde oder eine staat-
lich anerkannte Priifstelle im Sinne des § 2 Abs.4 des
Eichgesetzes verlangen. Stellt der Kunde den Antrag
auf Prifung nicht bei dem Wasserversorgungsunter-
nehmen, so hat er dieses vor Antragstellung zu be-
nachrichtigen.

neue Zahlerbezeichnungen; die bisherige Bezeichnung Qn (Nenndurchfluss) wird schrittweise durch Qg (Dauerdurchfluss) ersetzt

Ergibt die vom Kunden beantragte Nachpriifung der
Messeinrichtung, dass die Abweichung innerhalb der
gesetzlich festgelegten Verkehrsfehlergrenze liegt, so
werden fr den Ein- und Ausbau sowie fiir die Priifung
bei Zahlern bis Qn 15 (Q; 25) 169,71 €** (146,30 €)
berechnet. Bei gréBeren Zahlern erfolgt die Berech-
nung nach Aufwand.

5.0 Zahlung und Verzug

Fir jede schriftiche Mahnung wird unbeschadet des
Anspruchs auf gesetzliche Verzugszinsen ein Betrag
von 3,00 € berechnet.

Bei Einstellung der Versorgung sind vor Wiederauf-
nahme aufBer riickstandigen Betrdgen die Kosten fir
die Einstellung und Wiederaufnahme der Versorgung
einschl. Verwaltungsaufwand, mindestens jedoch
89,32 €** (77,00 €), zu bezahlen.

6.0 Allgemeines

Bei unzulassiger Wasserentnahme wird der Wasser-
verbrauch geschéatzt und geman Ziff. 1.0 in Rechnung
gestellt.

Der Kunde hat die Kosten der Wasserverluste zu tra-
gen, die aufgrund von Schaden oder Undichtigkeiten
irgendwelcher Art an der Kundenanlage oder von ihm
zu unterhaltenden Leitungen auftreten.

Wird ein Wasserzahler auf Antrag des Grundstiickei-
gentimers aus- bzw. eingebaut, werden jeweils
63,80 €** (55,00 €) berechnet.

7.0 Umsatzsteuer

In allen Preisen, die der Umsatzsteuerpflicht unterlie-
gen, ist die Mehrwertsteuer in der jeweils gesetzlich
festgelegten Hohe (z.Zt. 5 % bzw. 16 %) enthalten.

*  Preise einschl. 5% Mehrwertsteuer
**  Preise einschl. 16% Mehrwertsteuer
(..) Nettopreise

(06.2020)
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Gas-und Wasserwerke
Bous-Schwalbach GmbH
Information zur Verarbeitung personenbezogener Daten
(Stand 10/2019)

Die Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO) sieht unter
anderem Informationspflichten bei der Erhebung
personenbezogener Daten (alle Informationen, die sich auf
eine identifizierte oder identifizierbare naturliche Person
beziehen) vor. Beim Abschluss und der Erfillung von
Energieliefervertragen werden haufig nicht nur Daten unseres
Kunden selbst erhoben, sondern gegebenenfalls auch von
dessen Mitarbeitern, Dienstleistern oder Erfullungsgehilfen,
etwa im Rahmen der Benennung als Ansprechpartner fir den
Energieliefervertrag. Gerne méchten wir Sie daher als unseren
Kunden oder als dessen Mitarbeiter, Dienstleister oder
Erfullungsgehilfe Uber die Verarbeitung Ihrer
personenbezogenen Daten sowie |hre Rechte aus der DS-
GVO informieren. Diese Information gilt nicht fur die
Verarbeitung von Daten, die keinen Personenbezug (s.o.)
aufweisen.

1.  Wer ist fiir die Verarbeitung meiner personenbezo-
genen Daten verantwortlich und an wen kann ich
mich bei Fragen wenden?

Verantwortlicher im Sinne der gesetzlichen Bestimmungen
zum Datenschutz (z. B. DS-GVO) fur die Verarbeitung lhrer
personenbezogenen Daten ist: Gas- und Wasserwerke Bous-
Schwalbach GmbH, Saarbriicker Str. 195, 66359 Bous, Fax:
06834/85145, E-Mail: info@gwbs.de.

Unser Datenschutzbeauftragter steht lhnen fur Fragen zur
Verarbeitung  lhrer  personenbezogenen Daten  unter
datenschutz@gwbs.de gerne zur Verfiigung.

2. Welche Arten von personenbezogenen Daten
werden verarbeitet? Zu welchen Zwecken und auf
welcher Rechtsgrundlage erfolgt die Verarbeitung?

2.1 Wir verarbeiten folgende Kategorien personenbezo-
gener Daten:

Daten unseres Kunden:

° Identifikations- und Kontaktdaten (z. B. Familien- und
Vorname, Adresse, Kundennummer, ggf. Firma, ggf.
Registergericht und -nummer, ggf. GLN/DVGW-
Codenummer, ggf. Vertragskontonummer),

. Daten zur Identifikation der Verbrauchsstelle (z.B.

Zahlernummer, Identifikationsnummer der Marktlokation

(Entnahmestelle)),

Angaben zum Belieferungszeitraum,

Verbrauchsdaten,

Abrechnungsdaten (z. B. Bankverbindungsdaten) und

Daten zum Zahlungsverhalten

Daten von Mitarbeitern, Dienstleistern oder Erfiillungs-
gehilfen unseres Kunden:

. Kontaktdaten (z. B. Familien- und Vorname, E-Mail-
Adresse, Telefonnummer) und

. Berufs- oder Funktionsbezeichnungen (z. B. Dipl.-Ing.,
Leiter Vertrieb).

2.2 Die personenbezogenen Daten werden zu den
folgenden Zwecken auf folgender Rechtsgrundlage
verarbeitet:

o Erfullung des Energielieferverhaltnisses mit unserem
Kunden und die diesbeztgliche Durchfiihrung
vorvertraglicher MaRnahmen auf Grundlage des Art. 6
Abs. 1 lit. b) DS-GVO.

. Erfullung rechtlicher Verpflichtungen (z.B. aus dem
Messstellenbetriebsgesetz  sowie wegen handels-
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oder steuerrechtlicher Vorgaben) auf Grundlage von

Art. 6 Abs. 1 lit. c) DS-GVO.

. Wahrnehmung von Aufgaben, die im 6ffentlichen
Interesse liegen (z. B. aus dem
Messstellenbetriebsgesetz), auf Grundlage von Art. 6
Abs. 1 lit. ) DS-GVO.

o Direktwerbung und Marktforschung betreffend unseren
Kunden auf Grundlage von Art. 6 Abs. 1 lit. fy DS-GVO.
Verarbeitungen auf Grundlage von Art. 6 Abs. 1 lit. f)
DS-GVO durfen nur erfolgen, soweit dies zur Wahrung
berechtigter Interessen des von uns oder Dritter
erforderlich ist und nicht  die Interessen
oder Grundrechte und Grundfreiheiten der betroffenen
Person, die den Schutz personenbezogener Daten
erfordern, Uberwiegen.

. Telefonwerbung betreffend unsere privaten Kunden
(keine  Gewerbetreibenden) auf Grundlage einer
ausdricklichen Einwilligung geméaf® Art. 6 Abs. 1 lit. a)
DS-GVO. Eine Einwilligung zur Telefonwerbung kénnen
Sie jederzeit uns gegentiber (Kontaktdaten unter1.)
widerrufen. Der Widerruf der Einwilligung erfolgt fur die
Zukunft und berthrt nicht die RechtméRigkeit der bis
zum Widerruf erfolgten Verarbeitung.

° Bewertung der Kreditwirdigkeit unseres Kunden zur
Minimierung von Ausfallrisiken sowie Mitteilung von
Anhaltspunkten zur Ermittlung der Kreditwurdigkeit
unseres Kunden durch die Auskunftei Creditreform
Saarbriicken, Karcherstr. 10, 66111 Saarbriicken auf
Grundlage von Art. 6 Abs. 1 lit. b) und f) DS-GVO.
Verarbeitungen auf Grundlage von Art. 6 Abs. 1 lit. f)
DS-GVO durfen nur erfolgen, soweit dies zur Wahrung
berechtigter Interessen von uns oder Dritten erforderlich
ist und nicht die Interessen oder Grundrechte und
Grundfreiheiten der betroffenen Person, die den Schutz
personenbezogener Daten erfordern, iberwiegen.

o In diesem Zusammenhang werden der Auskunftei
zur Ermittlung der Kreditwirdigkeit
personenbezogene Daten zur Identifikation unseres
Kunden (Name, Anschrift und Geburtsdatum) sowie
Daten Uber nicht vertragsgemdRes  oder
betrtigerisches Verhalten tibermittelt.

o Die Auskunftei verarbeitet die erhaltenen Daten und
verwendet sie auch zum Zwecke der Profilbildung
(Scoring), um Dritten Informationen zur Beurteilung
der Kreditwurdigkeit unseres Kunden zu geben. In
die Berechnung der Kreditwirdigkeit flieBen unter
anderem Anschriftendaten unseres Kunden ein.

3. Erfolgt eine Offenlegung meiner personenbezogenen
Daten gegeniiber anderen Empfangern?

Eine Offenlegung bzw. Ubermittlung Ihrer personenbezogenen
Daten erfolgt — soweit im Rahmen der unter 2. genannten
Zwecke jeweils erforderlich — ausschliellich gegeniber
folgenden Empféngern bzw. Kategorien von Empféangern:

Messstellenbetreiber,

Bilanzkreisverantwortliche,

Netzbetreiber,

Marktgebietsverantwortliche,

Tochter- und Konzerngesellschaften,

Auskunfteien,

Abrechnungs- oder IT-Dienstleister,

andere Berechtigte (z.B. Behoérden und Gerichte),
soweit hierzu eine gesetzliche Verpflichtung oder
Berechtigung besteht].



4.  Erfolgt eine Ubermittlung meiner personenbezoge-
nen Daten an oder in Drittlinder?

Eine Ubermittiung Ihrer personenbezogenen Daten an oder in
Drittldnder oder an internationale Organisationen erfolgt nicht.

§.  Fiir welche Dauer werden meine personenbezoge-
nen Daten gespeichert?

Personenbezogene Daten werden zu den unter 2. genannten
Zwecken solange gespeichert, wie dies fur die Erflllung dieser
Zwecke erforderlich ist. Bestehen gesetzliche
Aufbewahrungspflichten, insbesondere aus dem Handels- und
Steuerrecht (§§ 147 AO, 257 HGB), sind wir verpflichtet, die
Daten bis zum Ablauf dieser Fristen zu speichern. Zum
Zwecke der Direktwerbung und der Marktforschung werden
Ihre personenbezogenen Daten solange gespeichert, wie ein
Uiberwiegendes rechtliches Interesse unseres Unternehmens
an der Verarbeitung nach MafRgabe der einschligigen
rechtlichen Bestimmungen besteht, léngstens jedoch firr eine
Dauer von zwei Jahren Uber das Vertragsende hinaus, oder
bis Sie der Verarbeitung flir Zwecke der Direkiwerbung und
der Marktforschung widersprechen oder eine hierfur erteilte
Einwilligung widerrufen.

6.  Welche Rechte habe ich in Bezug auf die Verarbei-
tung meiner personenbezogenen Daten?

Sie haben uns gegeniber insbesondere folgende Rechte
hinsichtlich der Sie betreffenden personenbezogenen Daten:

. Recht auf ~Auskunft Uber lhre gespeicherten
personenbezogenen Daten (Art. 15 DS-GVOQ),

. Recht auf Berichtigung, wenn die Sie betreffenden
gespeicherten Daten fehlerhaft, veraltet oder sonst wie
unrichtig sind (Art. 16 DS-GVO),

o Recht auf Léschung, wenn die Speicherung unzuldssig
ist, der Zweck der Verarbeitung erflllt und die
Speicherung daher nicht mehr erforderlich ist oder Sie
eine erteilte Einwilligung zur Verarbeitung bestimmter
personenbezogener Daten widerrufen haben (Art. 17
DS-GVO),

D Recht auf Einschrinkung der Verarbeitung, wenn eine
der in  Art.18 Abs.1 DS-GVO genannten
Voraussetzungen gegeben ist (Art. 18 DS-GVO),

. Recht auf Ubertragung der von lhnen bereitgesteliten,
Sie betreffenden personenbezogenen Daten (Art. 20 DS-
GVO),

. Recht auf Widerruf einer erteilten Einwilligung, wobei der
Widerruf die RechtmaRigkeit der bis dahin aufgrund der
Einwilligung erfolgten Verarbeitung nicht berlihrt (Art. 7
Abs. 3 DS-GVO) und

. Recht auf Beschwerde bei einer Aufsichtsbehdrde
(Art. 77 DS-GVO).

7. Ist die Bereitstellung der personenbezogenen Daten
gesetzlich oder vertraglich vorgeschrieben oder fiir
einen Vertragsabschluss erforderlich? Besteht eine
Pflicht, die personenbezogenen Daten
bereitzustellen, und welche méglichen Folgen hitte
die Nichtbereitstellung? '

Im Rahmen des Energielieferverhdlinisses hat unser Kunde
uns digjenigen personenbezogenen Daten (vgl. Ziffer 2)
bereitzustellen, die fir den Abschluss und die Durchfiihrung
des Energielieferverhéltnisses und die Erfollung der damit
verbundenen vertraglichen Pflichten erforderlich sind. Dazu
gehdren der Natur der Sache nach auch Kontakidaten von
Mitarbeitern oder Dritten (z. B. Erftillungsgehilfen oder
Dienstleister), denen sich unser Kunde einvernehmlich mit
diesen bedient. Ohne die erforderlichen Daten sowie
gegenseitige persénliche Kommunikation mit den zustandigen
Mitarbeitern — bzw. falls unser Kunde es wiinscht, weiteren
Dritten — kann das Energielieferverhaltnis gegebenenfalls nicht
abgeschlossen bzw. erfillt werden.

8. Erfolgt eine automatisierte Entscheidungsfindung
einschlieRlich Profiling?

Zum Abschluss und zur Erflllung des
Energielieferverhélitnisses  findet keine  automatisierte
Entscheidungsfindung einschlieBlich Profiling statt.

9. Aus welchen Quellen stammen die verarbeiteten
personenbezogenen Daten?

Wir verarbeiten personenbezogene Daten, die wir im Rahmen
des Energielieferverhaitnisses mit unserem Kunden von
diesem oder von lhnen erhalten. Wir verarbeiten auch
personenbezogene Daten, die wir aus 6ffentlich zugénglichen
Quellen, z. B. aus Grundbiichern, Handelsregistern und dem
Internet, zulassigerweise gewinnen durften. AuRerdem
verarbeiten  wir personenbezogene Daten, die wir
zul8ssigerweise von  Unternehmen innerhalb  unseres
Konzerns oder von Dritten, z. B. Netzbetreibern, erhalten.

Widerspruchsrecht

Sie kdnnen uns gegeniiber jederzeit der Verarbeitung lhrer
personenbezogenen Daten fiir Zwecke der Direktwerbung
und/oder der Marktforschung ohne Angabe von Griinden
widersprechen.  Wir werden die personenbezogenen
Daten nach dem Eingang des Widerspruchs nicht mehr fiir
die Zwecke der Direktwerbung und/oder Marktforschung
verarbeiten und die Daten I6schen, wenn eine
Verarbeitung nicht zu anderen Zwecken (beispielsweise
zur Erfiillung des Vertragsverhiltnisses) erforderlich ist.

Auch anderen Verarbeitungen, die wir auf die
Wahrnehmung einer Aufgabe, die im &ffentlichen
Interesse i. S. d. Art. 6 Abs. 1 lit. e) DS-GVO liegt, oder auf
ein berechtigtes Interesse i. S. d. Art. 6 Abs. 1 lit. ) DS-
GVO stiitzen (beispielsweise Ubermittiungen von
personenbezogenen Daten zum nicht vertragsgeméifen
oder betriigerischen Verhalten des Vertragspartners an
Auskunfteien), kénnen Sie uns gegeniiber aus Griinden,
die sich aus lhrer besonderen Situation ergeben, jederzeit
unter Angabe dieser Griinde widersprechen. Wir werden
die personenbezogenen Daten im Falle eines begriindeten
Widerspruchs  grundsitzlich nicht mehr fir die
betreffenden Zwecke verarbeiten und die Daten l6schen,
es sei denn, wir kénnen zwingende Griinde fiir die
Verarbeitung nachweisen, die Ihre Interessen, Rechte und
Freiheiten Uberwiegen, oder die Verarbeitung dient der
Geltendmachung, Ausiibung oder Verteidigung von
Rechtsanspriichen.

Der Widerspruch ist an Gas- und Wasserwerke Bous-
Schwalbach GmbH, Fax-Nr.: 063834/85145, E-Mail:
info@gwbs.de zu richten.




	ANTRAG AUF TRINKWASSERVERSORGUNG
	
	
	Anzuschließendes Gebäude / Grundstück

	Anzahl
	Gesamt

	wird von den GWBS ausgefüllt

	an die Gas- und Wasserwerke Bous-Schwalbach GmbH

